
Erläuterung zu Anhang III des Abkommens EU—Mexiko (Beschluss Nr. 2/2000 des Gemischten
Rates EU—Mexiko)

(2004/C 40/02)

Artikel 17. Formale Gründe

1. Eine Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 kann aus for-
malen Gründen abgelehnt werden, wenn sie nicht vorschrifts-
gemäß ausgestellt wurde. In diesem Fall kann eine nachträglich
ausgestellte Warenverkehrsbescheinigung nachgereicht werden.
Beispiele für eine Ablehnung aus formalen Gründen:

— Die Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 wurde nicht auf
einem vorschriftsmäßigen Formblatt ausgestellt (z. B. Fehlen
eines guillochierten Überdrucks; Größe und Farbe weichen
erheblich von dem amtlichen Muster ab; Fehlen der Serien-
nummer; Druck in einer nicht zulässigen Sprache).

— Auf der Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 fehlt eine ob-
ligatorische Angabe (z. B. in Feld 4).

— Die Tarifeinreihung der Ware in eine Position (mindestens
vierstelliger Code) (1) fehlt in Feld 8 bzw. auf der betreffen-
den Rechnung in den im Abschnitt „Bezeichnung der Wa-
ren auf den Warenverkehrsbescheinigungen EUR.1“ ge-
nannten Fällen.

— Auf der Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 fehlt der Stem-
pel oder die Unterschrift (z. B. in Feld 11).

— Die Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 trägt den Sichtver-
merk einer nicht zuständigen Behörde.

— Für den Sichtvermerk auf der Warenverkehrsbescheinigung
EUR.1 wurde ein neuer Stempel verwendet, dessen Muster-
abdruck noch nicht übermittelt wurde.

— Anstelle des Originals wird eine Fotokopie oder eine Ab-
schrift der Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 vorgelegt.

— In den Feldern 2 oder 5 wird ein Land angegeben, das nicht
Vertragspartei ist.

— Das in Feld 11 angegebene Datum liegt vor dem in Feld 12
angegebenen Datum.

Verfahrensweise

Die Warenverkehrsbescheinigung wird unter Angabe der
Gründe in einer der offiziellen Sprachen des Abkommens mit
dem Vermerk „Dokument nicht angenommen“ versehen, wobei
die entsprechende Begründung entweder auf der Bescheinigung

selbst oder auf einem zusätzlichen von den Zollbehörden aus-
gefertigten Papier angegeben werden kann. Die Warenverkehrs-
bescheinigung und gegebenenfalls das Zusatzblatt werden dem
Einführer zurückgegeben, damit dieser die nachträgliche Aus-
stellung einer neuen Bescheinigung beantragen kann. Die Zoll-
verwaltung kann jedoch für den Fall einer Nachprüfung oder
bei Betrugsverdacht eine Fotokopie der nicht angenommenen
Bescheinigung aufbewahren.

Unbeschadet der vorgenannten Verfahrensweise kann ein Zoll-
agent oder ein Einführer, der in einer Bescheinigung einen in
der vorstehenden Liste aufgeführten Fall oder die Nichterfüllung
der Anforderungen unter Buchstabe a) oder c) der Erläuterun-
gen zu Artikel 16 (Warenbezeichnung auf der Warenverkehrs-
bescheinigung EUR.1) feststellt, die Bescheinigung an den Aus-
führer, der sie ausgestellt hat, zurücksenden, damit dieser die
erforderlichen Berichtigungen anbringen und diese von der
Zollstelle oder der zuständigen Regierungsbehörde in Einklang
mit Anmerkung 1 zu Anlage III bestätigen lassen kann. Die
Zollstelle oder die zuständige Regierungsbehörde des Ausfuhr-
landes kann, falls sie es für erforderlich hält, eine neue Beschei-
nigung ausstellen, die die zur Berichtigung zurückgesandte Be-
scheinigung ersetzt.

Stellt der Zollagent oder der Einführer keinen der vorgenannten
Fälle fest, so kann die Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 den
Zollbehörden des Einfuhrlandes vorgelegt werden.

2. Unbeschadet des Absatzes 1 sind kleinere Fehler, Unstim-
migkeiten oder Auslassungen auf der Warenverkehrsbescheini-
gung EUR.1 nicht als formale Gründe, die eine Ablehnung
rechtfertigen, anzusehen, da sie die Verfügbarkeit und Bewer-
tung der maßgeblichen Angaben auf dem Ursprungsnachweis
nicht beeinträchtigen.

Fälle, die nicht als formale Gründe für eine Ablehnung im
Sinne von Absatz 1 gelten, sind zum Beispiel:

— Tippfehler, sofern keine Zweifel an der Richtigkeit der in
einem Feld oder in mehreren Feldern einer Warenverkehrs-
bescheinigung EUR.1 enthaltenen Angaben bestehen;

— Angaben, die über den für ein Feld vorgesehenen Raum
hinausgehen;

— Felder, die mit Hilfe eines Stempels ausgefüllt wurden, so-
fern alle erforderlichen Angaben enthalten sind (Unter-
schriften müssen handschriftlich geleistet werden);
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(1) Dementsprechend kann der Ursprungsnachweis eine genauere Tarif-
position der Ware enthalten.



— wenn im Falle von Waren mit Gemeinschaftsursprung in
Feld 2 und/oder in Feld 4:

— nur die Gemeinschaft (1), oder

— ein Mitgliedstaat und die Gemeinschaft (1) angegeben ist.

— wenn die fakultativen Angaben in den Feldern 3, 6, 7 und
10 fehlen;

(1) Es können auch andere, unmissverständliche Bezeichnungen für die
Gemeinschaft verwendet werden wie Europäische Gemeinschaft,
Europäische Union oder Abkürzungen wie EG, EU usw.

— wenn die in Feld 9 verwendete Maßeinheit nicht der in der
entsprechenden Rechnung angegebenen Maßeinheit ent-
spricht (z. B.: Kilogramm in der Warenverkehrsbescheini-
gung EUR.1 und Quadratmeter in der Rechnung);

— wenn in Feld 11 keine Angaben zu dem Ausfuhrpapier
gemacht werden, sofern die Vorschriften des Ausfuhrlandes
oder -gebiets diese Angaben nicht vorsehen;

— wenn das Ausstellungsdatum der Warenverkehrsbescheini-
gung EUR.1 nicht in der in Feld 11 hierfür vorgesehenen
Zeile, sondern an anderer Stelle in diesem Feld angebracht
ist (z. B. als Teil des von den zuständigen Behörden zur
Ausstellung der Bescheinigung verwendeten Dienststem-
pels).

Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses

(Sache COMP/M.3365 — Vidacaixa/Santander Central Hispano Previsión)

(2004/C 40/03)

(Text von Bedeutung für den EWR)

1. Am 9. Februar 2004 ist die Anmeldung eines Zusammenschlussvorhabens gemäß Artikel 4 der
Verordnung (EWG) Nr. 4064/89 des Rates (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1310/97 (2),
bei der Kommission eingegangen. Danach ist Folgendes beabsichtigt: Das spanische Unternehmen Vida-
caixa, Sociedad Anónima de Seguros y Reaseguros („Vidacaixa“), das dem Unternehmen Grupo Caifor
(Spanien) angehört und letztlich von den Unternehmen Grupo La Caixa (Spanien) und Fortis Group
(Belgien und Niederlande) kontrolliert wird, erwirbt im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b) der
genannten Verordnung die Kontrolle über die Gesamtheit des in Spanien ansässigen Unternehmens Sant-
ander Central Hispano Previsión, Sociedad Anónima de Seguros y Reaseguros („SCH Previsión“), das zum
Unternhemen Banco Santander Central Hispano, SA (Spanien) gehört, durch Aktienkauf.

2. Die beteiligten Unternehmen sind in folgenden Geschäftsbereichen tätig:

— Vidacaixa: Versicherungsbranche;

— SCH Previsión: Versicherungsbranche.

3. Die Kommission hat nach vorläufiger Prüfung festgestellt, dass der angemeldete Zusammenschluss
unter die Verordnung (EWG) Nr. 4064/89 fällt. Ihre endgültige Entscheidung zu diesem Punkt behält sie
sich allerdings vor.

4. Alle interessierten Unternehmen oder Personen können bei der Kommission zu diesem Vorhaben
Stellung nehmen.

Die Stellungnahmen müssen bei der Kommission spätestens zehn Tage nach dem Datum dieser Veröffent-
lichung eingehen. Sie können der Kommission durch Telefax (Nr. (32-2) 296 43 01 oder 296 72 44)
oder auf dem Postweg, unter Angabe des Aktenzeichens COMP/M.3365 — Vidacaixa/Santander Central
Hispano Previsión, an folgende Anschrift übermittelt werden:

Europäische Kommission
Generaldirektion Wettbewerb
Kanzlei Fusionskontrolle
J-70
B-1049 Brüssel.
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